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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

22.12.2011 

Geschäftszahl 

2008/16/0001 

Rechtssatz 

Nach Art. 220 Abs. 2 Buchstabe b ZK haben die zuständigen Behörden von einer nachträglichen buchmäßigen 
Erfassung von Einfuhrabgaben abzusehen, wenn der gesetzlich geschuldete Abgabenbetrag aufgrund eines 
Irrtums der Zollbehörden nicht buchmäßig erfasst worden ist, sofern dieser Irrtum vom Zollschuldner 
vernünftigerweise nicht erkannt werden konnte, dieser gutgläubig gehandelt und alle geltenden Vorschriften über 
die Zollanmeldung eingehalten hat. Diese drei Voraussetzungen müssen nach der ständigen Rechtsprechung des 
EuGH kumulativ erfüllt sein (vgl. das Urteil des EuGH vom 18. Oktober 2007, Rs. C-173/06, "Agrover Srl"). 
Die belangte Behörde konnte im angefochtenen Bescheid die Anwendbarkeit des Art. 220 Abs. 2 ZK schon 
deswegen verneinen, weil die von der Beschwerdeführerin als (allfälligen) Irrtum geltend gemachte Auskunft 
des Zollamtes Salzburg im Schreiben vom 1. Juli 2003 nicht dem für die nachträgliche Erfassung zuständigen 
Zollamt zuzurechnen ist (vgl. das eben genannte Urteil des EuGH vom 18. Oktober 2007 sowie Witte, 
Zollkodex5, Rz 22 zu Art. 220). 
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Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 
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